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Im Juli hat der Bundesrat dem Gesetz für ein 
steuerliches Investitionssofortprogramm zu- 
gestimmt. Im Eiltempo wurden der angekün-
digte Investitionsbooster sowie einige weite-
re Maßnahmen auf den Weg gebracht. Die 
wesentlichen Inhalte jedoch überzeugen 
kaum:

 � Degressive Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter bis zu 30 %. Das heißt: Ver - 
schiebung der Steuerlast in spätere Jahre.

 � Ausweitung der steuerlichen Forschungs-
förderung, eine Regelung mit bisher eher 
überschaubarer praktischer Relevanz.

 � Abschreibungen für neue betriebliche 
Elektrofahrzeuge in Höhe von 75 % der 
Kosten im Jahr der Anschaffung sowie An- 
hebung des zulässigen Bruttolistenpreises 
für die steuerliche Begünstigung von 
Elektrofahrzeugen als Dienstwagen. Das 
heißt: Wer ein Elektrofahrzeug privat 
anschaffen muss oder möchte, wird nicht 
geboostert.

 � Senkung des Körperschaftsteuersatzes 
(sowie des Thesaurierungssatzes für 

Gewerbetreibende und Personengesell-
schaften) in fünf Schritten um jährlich 
jeweils einen Prozentpunkt von 15 % auf 
10 % im Jahr 2032 (beginnend ab 2028). 
Das heißt: Die Umsetzung fällt größten-
teils in die nächste Legislaturperiode; kaum 
jemand wird damit ernsthaft planen wollen.

Besonders bei der Steuersatzsenkung zeigt 
sich, dass ein schnelles Gesetz wichtiger  
als systematisches Vorgehen war. Profitieren 
werden nur Kapitalgesellschaften und Perso-
nengesellschaften, die die (gesetz geberisch 
nicht sonderlich gut umgesetzte) Thesaurie-
rungsbegünstigung nutzen – diese machen 
aber nur einen Teil der deutschen Unter-
nehmenslandschaft aus. Dadurch wird der 
Druck auf Umstrukturierungen hin zu Kapital-
gesellschaften erhöht, was wiederum nicht in 
allen Fällen steuerneutral gelingen kann. Dass 
notwendige gesetzliche Folge änderungen 
ausgeklammert und auf ein  späteres Gesetz-
gebungsvorhaben verschoben wurden, ist 
dann eher nur noch eine Randnotiz.

Auch die schnelle Zustimmung der Länder 
hatte ihren Preis, nämlich in Form von 
 Kompensationsversprechen des Bundes ge-
genüber den Ländern und Kommunen hin-
sichtlich ihrer durch das Gesetz befürchteten 
Einnahmenausfälle.

Ein echter Booster sieht anders aus!

Dr. Simone Jäck
Steuerberaterin
Fachberaterin für Internationales Steuerrecht
Geschäftsführende Partnerin
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// Arbeitgeber

Arbeits lohn über Umwege – steuerliche Einordnung von  
Drit t vor teilen (Corporate Benefits)

// Unternehmen

Die Rentner-GmbH bei Mergers & Acquisi t ions

// Unternehmen

Is t  die Optionsverschonung bei unentgelt l ichen Über tragungen 
von  Betriebsvermögen überhaupt noch eine Option?

In der modernen Arbeitswelt gewinnen 
 Zusatzleistungen wie „Family & Friends“- 
Programme zunehmend an Bedeutung. 
 Unternehmen nutzen diese Angebote, um 
ihre Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern 
und Mitarbeitenden zusätzliche Anreize zu 
bieten. Dabei erhalten nicht immer nur die 
Beschäftigten selbst, sondern teilweise auch 
deren Angehörige oder Freunde Zugang zu 
Vergünstigungen – etwa in Form von Rabatten, 
Gutscheinen oder exklusiven Buchungs-
portalen. 

Was so schön einfach klingt, wirft komplexe 
steuerliche Fragen auf. Im Zentrum steht die 
Abgrenzung zwischen steuerpflichtigem 
 Arbeitslohn und nicht steuerbaren Drittzu-
wendungen. Entscheidend ist, ob ein wirt-

Im Kontext von Mergers & Acquisitions (M&A) 
stehen Gesellschafter einer Kapitalgesell-
schaft nicht nur vor bilanziellen und steuer-
lichen Herausforderungen, sondern oft auch 
vor der Frage, wie mit bestehenden Pensions-
zusagen umzugehen ist. Insbesondere bei 
einer M&A-Transaktion kann die Übernahme 
von Pensionsverpflichtungen durch den Käufer 
problematisch sein, da diese die Bilanz be-
lasten und die Attraktivität der Transaktion 
mindern. Eine etablierte  Lösung ist die Aus-
lagerung der Verpflichtungen auf eine soge-
nannte Rentner-GmbH, die speziell gegründet 
wird, um Pensions ansprüche zu übernehmen. 

Dazu wird die zu veräußernde oder zu ver-
schmelzende GmbH vollständig und schuld-
rechtlich von der Pensionszusage befreit, 

Die Optionsverschonung im Rahmen der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer senkt die 
Steuerbelastungen im Vergleich zur Regel-
verschonung merklich. Die längere Bindungs-
frist sowie etwas höhere zu erreichende 
Lohnsummen können oft in Kauf genommen 
werden. Allerdings ist die Optionsverscho-
nung in der jüngeren Vergangenheit in Ver-
ruf geraten, bis hin zur Empfehlung,  diese 

schaftlicher Vorteil vorliegt, der dem Arbeits-
verhältnis zugeordnet werden kann. Dabei 
sind zwei Aspekte maßgeblich: der ursäch-
liche Zusammenhang mit der Beschäftigung 
sowie eine objektive Bereicherung des 
 Arbeitnehmers. Letztere kann auch mittelbar 
erfolgen, etwa durch ersparte  Aufwendungen.

Die steuerliche Bewertung hängt stark vom 
Einzelfall ab. Eine zentrale Rolle spielt die 
Exklusivität des Vorteils: Wird ein Rabatt auch 
einem breiten Kundenkreis gewährt, fehlt es 
häufig an der nötigen Verknüpfung mit dem 
Arbeitsverhältnis. Auch die Rolle des Arbeit-
gebers ist relevant – insbesondere, ob er 
aktiv an der Vorteilsgewährung mitwirkt oder 
vertraglich mit dem Drittanbieter verbunden 
ist.

wobei gleichzeitig ein steuerpflichtiger 
 Lohnzufluss beim Gesellschafter (Geschäfts-
führer) vermieden wird. Der Gesellschafter 
behält die volle Dispositionshoheit über das 
gesamte Versorgungskapital und kann dieses 
flexibel steuern. Die steuerlichen Regelungen 
sind zudem vorteilhaft: Die übernehmende 
Rentner-GmbH darf auf den entstehenden 
Übernahmefolgegewinn eine gewinnmindern-
de Rücklage bilden, was eine (nahezu) steuer-
neutrale Übernahme im Übertragungsjahr 
 ermöglicht. Die übertragende Gesellschaft 
darf die Verluste dagegen sofort  ansetzen. 
Dadurch entsteht ein Steuer stundungseffekt. 
Darüber hinaus lassen sich Aufwendungen 
aus der laufenden Ver waltung der Pensions-
verpflichtungen über 14 Jahre mit der Auf-
lösung der Rücklage verrechnen. 

grundsätzlich nicht mehr zu nutzen. Warum? 
Die Optionsverschonung muss  unwiderruflich 
beantragt werden. Ein einmal gestellter 
 Antrag kann nicht mehr zurück genommen 
werden. Stellt sich heraus, dass die Voraus-
setzungen nicht erfüllt werden, scheidet ein 
Rückfall auf die Regelverschonung aus. Trotz-
dem muss die Optionsverschonung nicht 
grundsätzlich außer Acht gelassen werden. 

Zusätzlich erschweren praktische Heraus-
forderungen die steuerliche Einordnung. 
 Arbeitgeber verfügen oft nicht über aus-
reichende Informationen, um Drittvorteile 
korrekt zu erfassen oder zu bewerten. 
 Datenschutzrechtliche Vorgaben begrenzen 
zudem die Möglichkeit, Informationen über 
die Inanspruchnahme durch Dritte zu er-
heben. Auch im Lohnsteuerabzugsverfahren 
bestehen Unsicherheiten, etwa hinsichtlich 
der Anzeigepflichten und der Bewertung von 
Sachbezügen. Die steuerliche Behandlung 
von Drittvorteilen ist damit ein sensibles 
 Thema, das Unternehmen sowohl aus recht-
licher als auch aus organisatorischer Sicht 
sorgfältig adressieren müssen.

Die Übertragung von Pensionszusagen auf 
eine Rentner-GmbH birgt jedoch auch 
 Risiken. Kleine Gestaltungsfehler können zu 
verdeckten Gewinnausschüttungen oder 
Nachversteuerungen führen. Zudem muss 
die GmbH dauerhaft ausreichend liquide 
sein, um die Zahlung der Pensionsleistungen 
sicherstellen zu können.

Im Ergebnis bietet die Rentner-GmbH im 
M&A-Kontext aber eine steuerlich effiziente 
und rechtlich abgesicherte Möglichkeit, 
 Pensionszusagen auszulagern und Unter-
nehmenstransaktionen für Käufer und 
 Verkäufer deutlich attraktiver zu gestalten.

Der Antrag sollte jedoch so spät wie ver-
fahrensrechtlich möglich  gestellt werden. 
Der Bundesfinanzhof hat hierzu nochmals 
klargestellt, dass der  Antrag so lange gestellt 
werden kann, wie die Bescheide noch nicht 
formell und  materiell bestandskräftig sind – 
und das kann hinausgezögert werden.
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Konkurrenz um Fachkräfte: Mitarbeiter-
abwerbung kann wettbewerbsrechtlich 
 problematisch sein!

// Immobilien

Schenkung von fremdfinanzierten Immobilien –  
Vorsicht bei der Einkommensteuer!

KOMMENTAR

Für schenkungsteuerliche Zwecke kann es 
attraktiv sein, fremdfinanzierte Immobilien zu 
übertragen, denn die auf dem Objekt  
lastenden Schulden mindern die schenkung-
steuerliche Bemessungsgrundlage. Einkommen-
 steuerlich kann das jedoch nach hinten los-
gehen.

Grundsätzlich gilt: Die unentgeltliche Über-
tragung einer privat gehaltenen Immobilie  
ist einkommensteuerfrei. Diese Steuerfreiheit 
greift allerdings nicht, soweit Verbindlichkeiten 
mitübertragen werden und die Immobilie 
 innerhalb von zehn Jahren nach Anschaffung 
verschenkt wird. Muss der Beschenkte  
das Darlehen, das für die Finanzierung der 
 Immobilie aufgenommen wurde, übernehmen 
und liegt die Anschaffung noch keine zehn 

Der Fachkräftemangel ist für viele Unter-
nehmen längst zur strategischen Heraus-
forderung geworden. Die richtigen Mitarbeiter 
zu finden, ist in vielen Branchen schwerer, als 
neue Aufträge zu gewinnen. Wer wachsen, 
innovativ bleiben oder auch nur das aktuelle 
Niveau halten will, muss um qualifiziertes 
Personal kämpfen. Das verleitet viele Unter-
nehmen zu einer gezielten Ansprache von 
Fachkräften – auch von solchen, die bei 
 direkten Konkurrenten arbeiten. Dabei wird 
teilweise mit harten Bandagen gekämpft – 
aber nicht alles ist erlaubt!

Die Schwelle zum rechtlich problematischen 
Bereich wird oft übersehen: Welche Form 
der Mitarbeiterabwerbung ist erlaubt und 
wann darf man noch von einer klugen 
 Recruiting-Strategie ausgehen? Hier beginnt 
eine rechtliche (und auch moralische) 
 Gratwanderung. Die gezielte Abwerbung 
von Mitarbeitern ist innerhalb bestimmter 
 Grenzen zulässig. Der freie Wettbewerb gilt 
auch auf dem Arbeitsmarkt. Beschäftigte sind 
keine Eigentumspositionen, sondern freie 
Menschen mit einem Recht auf beruf liche 
Veränderung; es gehört zur verfassungs-
rechtlich garantierten Berufsfreiheit und  somit 
auch zur unternehmerischen Freiheit, dass 
Unternehmen aktiv auf Talente zugehen. 
Wettbewerbsrechtlich vertretbar ist folglich 

das bloße Anbieten eines höheren Gehalts 
oder von besseren Arbeitsbedingungen. 
 Unzulässig wird Mitarbeiterab werbung aber 
dann, wenn sie in unlauterer Weise erfolgt 
und dadurch Konkurrenten gezielt behindert. 
Entscheidend sind also die Art und Weise 
und der Grund der Ab werbung oder der 
Einflussnahme: Systematisches Abziehen von 
ganzen Teams, Ausnutzen von internen Infor-
mationen, das zielgerichtete Ausspähen oder 
das Anstiften von Beschäftigten zu Vertrags-
verletzungen sollten tunlichst vermieden 
 werden.

Wird die Abwerbung durch Kollegen voll-
zogen, etwa durch Gekündigte, die ihre 
Vertrauten zum neuen Arbeitgeber mitneh-
men wollen, erfolgt ein doppelter Verstoß: 
Der neue Arbeitgeber greift wettbewerbs-
widrig und aktiv in die Betriebsstruktur eines 
anderen Unternehmens ein und der abwer-
bende Mitarbeiter verstößt gegen das ge-
setzliche Wettbewerbsverbot.

Die Praxis zeigt, dass gerade in Zeiten sozialer 
Netzwerke wie LinkedIn und Xing die Schwelle 
zwischen aktiver Personalgewinnung und 
wettbewerbswidrigem Wildern schnell über-
schritten ist. Wer auf Head hunter oder 
 externe Dienstleister setzt, sollte darauf 
 achten, dass auch diese den recht lichen 

 Rahmen, der lediglich eine kurze, einmalige, 
sachliche und telefonische Kontaktaufnahme 
am Arbeitsplatz vorsieht, ein halten. Verstöße 
können dem beauftragenden  Unternehmen 
mit teuren Folgen zugerechnet werden.

Die Abwerbung von Fachkräften ist kein 
Tabu, aber auch kein Freifahrtschein. Besser 
ist, Energie in die Verbesserung von Arbeits-
konditionen und deren Kommunikation als  
in grenzwertige Abwerbemaßnahmen zu 
 stecken. Wer attraktiv ist, muss nicht aggressiv 
vor gehen. Der Wettbewerb um Mitarbeiter 
sollte mit Augenmaß, Respekt und recht-
lichem Bewusstsein geführt werden.

Jahre zurück, stuft der Bundesfinanzhof 
 diesen Vorgang als teilentgeltlich ein. Die 
Übernahme von Schulden gilt als Entgelt. Die 
Folge: Insoweit kann ein anteiliger steuer-
pflichtiger Veräußerungsgewinn entstehen. 
Unabhängig davon beginnt hinsichtlich dieses 
Anteils die Zehnjahresfrist erneut zu laufen, 
d. h., eine steuerfreie Veräußerung ist erst 
wieder nach Ablauf von zehn Jahren nach 
der Schenkung möglich. 

Unklar ist derzeit, ob diese Rechtsprechung 
auch auf Anteile an vermögensverwaltenden 
Personengesellschaften übertragbar ist, die 
ihrerseits fremdfinanzierte Immobilien halten. 
Wer einen solchen Anteil verschenkt, über-
trägt faktisch ebenfalls einen Teil der Schul-
den – und auch hier könnte innerhalb der 

Zehnjahresfrist ein steuerpflichtiger Vorgang 
vorliegen. Allerdings besteht in diesem Fall 
kein Wahlrecht, ob und in welcher Höhe 
Schulden mitübertragen werden, sondern 
diese gehen durch die Schenkung des 
 Personengesellschaftsanteils als Einheit auto-
matisch über. Derzeit kann das (noch) nicht 
ausgeschlossen werden.

Um das Problem zu vermeiden, könnten die 
Schulden vor der Übertragung – soweit 
möglich – getilgt werden. Alternativ kann es 
sinnvoll sein, die Immobilie zwar über eine 
Gesellschaft zu erwerben, die Darlehen aber 
privat aufzunehmen. Dann wäre der Gesell-
schaftsanteil nicht mit Schulden belastet und 
könnte steuerlich unproblematisch über-
tragen werden.

Thorsten Waibel
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht
Geschäftsführender Partner
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// Immobilien

Erweiter te Gewerbesteuerkürzung: die Krux mit der  
3 -Objekt -Grenze

// Wirtschaft und Recht

Insolvenzverschleppung: wenn Untätigbleiben zu Strafbarkeit führt

Kapitalgesellschaften unterliegen kraft Rechts-
form der Körperschaft- und Gewerbesteuer. 
Besteht der Zweck der Gesellschaft aus-
schließlich in der Verwaltung und Nutzung 
von eigenem Vermögen, ist der Gewerbe-
ertrag auf Antrag des Unternehmens um den 
Teil zu kürzen, der auf die Verwaltung und 
Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfällt 
(sogenannte erweiterte Kürzung), sodass sich 
das sehr günstige Ergebnis einer Besteue-
rung nur mit der Körperschaftsteuer einstellt.

Voraussetzung dieses Gestaltungsmodells 
ist, dass das Grundstücksunternehmen den 
Rahmen der bloßen Vermögensverwaltung 
nicht überschreitet. Die Fruchtziehung aus 

der Nutzung der Grundstücke darf dazu 
 gegenüber der Realisierung von Umschich-
tungsgewinnen nicht in den Hintergrund 
 treten, wovon beim Vorliegen eines gewerb-
lichen Grundstückshandels – Veräußerung 
von drei Objekten innerhalb von fünf Jahren 
nach Erwerb oder Errichtung – ausgegangen 
wird.

Der Fünfjahreszeitraum ist keine starre, 
 sondern lediglich eine indizielle Grenze.  
Der Bundesfinanzhof hat dazu ein Finanz-
gerichtsurteil (FG) zurückgewiesen. Das FG 
entschied in dem betroffenen Verfahren, 
dass die Veräußerung von mehr als drei 
 Objekten (13 Objekte) im sechsten Jahr 

 mangels Veräußerungen und Vorbereitungs-
handlungen im Fünfjahreszeitraum nicht zu 
einem gewerblichen Grundstückshandel 
führt und der erweiterten Kürzung nicht 
 entgegensteht. 

Entscheidend ist neben den typisierten 
 Indizien auch der Einzelsachverhalt. Das 
 Finanzamt ist im Urteilsfall sowohl im Veran-
lagungs- als auch im Einspruchsverfahren 
von einem gewerblichen Grundstücks handel 
ausgegangen und hat die erweiterte Kürzung 
versagt. Um böse Überraschungen und 
 Steuernachteile zu vermeiden, empfiehlt es 
sich bei Veräußerungsabsicht, vorab genau 
zu prüfen und entsprechend zu gestalten.

Die Pflicht der Geschäftsleitungsorgane eines 
Unternehmens zur rechtzeitigen Stellung 
 eines Insolvenzantrags in einer  Krisensituation 
ist mit persönlichem Straf- und Haftungsrisiko 
verbunden. Die gesetzgeberische Intention 
hinter dem Straftat bestand der Insolvenz-
verschleppung ist, die Gläubigerinteressen 
zu wahren. Fehlerhaftes Agieren in diesem 
Kontext stellt eines der größten persönlichen 
Haftungsrisiken für die Geschäftsleitungs-
organe dar. Häufig sind mittelständische 
 Unternehmen in wirtschaftlich schwierigen 
Phasen betroffen; jedoch auch Start-ups, 
 deren Welt von Innovation, Tempo und Un-
sicherheit geprägt ist. Gründer arbeiten mit 
Begeisterung an einem Geschäftsmodell und 
können dabei recht liche Pflichten aus dem 
Blick verlieren.  Sobald ein Unternehmen droht, 
zahlungs unfähig zu werden, oder bereits 
zahlungs unfähig oder überschuldet ist, ver-
pflichtet das Insolvenzrecht die Geschäfts-
leitung dazu, innerhalb von drei Wochen 
 einen Insolvenzantrag zu stellen. Wird diese 
Pflicht verletzt, drohen nicht nur strafrecht liche 
Konsequenzen, sondern auch erheb liche 
 zivilrechtliche (persönliche) Haftungsfolgen.

Die Schwierigkeit in der Praxis besteht darin, 
frühzeitig zu erkennen, wann ein Liquiditäts-
engpass in eine Insolvenzreife übergeht. 
Viele Unternehmen erleben temporäre wirt-
schaftliche Engpässe, etwa durch saisonale 
Schwankungen, Zahlungsausfälle oder ge-
stiegene Kosten. Diese Situationen können 
mit geeigneten Maßnahmen überwunden 

werden und begründen allein noch keine 
Antragspflicht. Doch genau hier beginnt eine 
gefährliche Gratwanderung: Wer zu lange 
auf eine Verbesserung der Lage hofft und 
dabei objektive Anzeichen der Insolvenz reife 
ignoriert, läuft Gefahr, sich wegen Insolvenz-
verschleppung strafbar zu machen. Dabei 
reicht es für die Tatbestandserfüllung bereits 
aus, dass die verspätete Antragstellung 
 objektiv geeignet ist, die Gläubigerinteressen 
aufs Spiel zu setzen. Eine häufige Fehler-
quelle ist die Hoffnung, dass sich kurzfristig 
eine Lösung ergibt. Doch das  Abwarten 
ohne realistische Sanierungs perspektive kann 
fatale Folgen haben. Die Geschäftsleitung 
haftet persönlich für Zahlungen, die nach 
Eintritt der Insolvenzreife geleistet wurden 
und riskiert zusätzlich ein strafrechtliches 
Verfahren.

Um diesem Risiko vorzubeugen, sind eine 
engmaschige Liquiditätsüberwachung und 
eine sukzessive Prüfung des Überschuldungs-
status unerlässlich. Geschäftsführer sollten 
früh zeitig auf Warnsignale reagieren, regel-
mäßig externe Berater hinzuziehen und 
 jeden  Sanierungsversuch dokumentieren. Es 
empfiehlt sich außerdem, interne Prozesse 
zur Krisenerkennung und Entscheidungs-
findung zu etablieren. Sobald die Schwelle 
zur In solvenzreife auch nur denkbar über-
schritten ist, sollte nicht gezögert werden. 
Denn  zwischen berechtigtem Warten und 
straf barer Insolvenz verschleppung ist es nur 
ein kurzer Weg.

Widersprüchlich und deshalb besonders  fatal: 
In der Rechtsprechung gibt es Ten denzen, 
die Geschäftsleitung auch verantwortlich  
zu machen, wenn sie zu früh (!) einen 
 Insolvenzantrag stellt.
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